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bereits vor der Trennung durch Aufnahme intimer Bezie­
hungen zu einem anderen Partner gleichermaßen den 
Sinnverlust der Ehe herbeigeführt.

Daraus folgt, daß sie keinen Anspruch darauf erheben 
kann, ihre wirtschaftlichen Verhältnisse in der Zeit des Ge­
trenntlebens so zu gestalten wie im Fall des Zusammen­
lebens (vgl. OG, Urteil vom 18. April. 1972 — 1 ZzF 3/72 — 
NJ 1972, Heft 16, S. 491). Die Anerkennung eines Unter­
haltsanspruchs der Klägerin würde dem Grundsatz des 
FGB widersprechen, daß familienrechtliche Ansprüche 
nur dann gegeben sind, wenn sie moralisch zu rechtferti­
gen sind (vgl. hierzu FGB-Kommentar, Berlin 1973, 
Anm. 4 zu § 18 [S. 86 f.]).

Anmerkung:
Das Bezirksgericht stützt sich auf das Ergebnis der Be­
weisaufnahme des Kreisgerichts, wonach die Ehe durch 
das Verhalten beider Prozeßparteien zerrüttet wurde, 
beide bereits vor Erhebung der Scheidungsklage die ehe­
liche Gemeinschaft aufgegeben haben und seitdem mit 
neuen Partnern Zusammenleben.

Mit dieser von beiden Ehegatten herbeigeführten Tren- 
x nung, so führt das Bezirksgericht aus, haben diese in 

erheblicher Weise gegen die durch die Ehe begründeten 
Pflichten verstoßen, so daß ein Unterhaltsanspruch gemäß 
§ 18 Abs. 4 FGB auszuschließen sei.

Die Begründung des im Ergebnis zu bejahenden Be­
schlusses stellt die Versagung des Unterhaltsanspruchs 
der Ehefrau demnach auf das ehewidrige Verhalten b e i ­
d e r  Prozeßparteien ab. Dem kann ich mich jedoch nicht 
anschließen.

§ 18 Abs. 4 FGB bestimmt, daß derjenige Ehegatte Un­
terhalt nicht beanspruchen kann, der mit der Trennung 
schwer gegen die durch die Ehe begründeten Pflichten 
verstößt oder durch einen solchen Verstoß dem anderen 
Anlaß zur Trennung gibt. Deshalb hatte das Bezirksge­
richt in dem gegebenen Fall nur zu prüfen, ob diese ge­
setzlichen Voraussetzungen von der Klägerin erfüllt wor­
den waren oder nicht, denn sie hat ja einen Unterhaltsan­
spruch geltend gemacht. Eine Prüfung des Verhaltens des 
Verklagten war nur dahin erforderlich, ob dieses Verhal­
ten eventuell die Klägerin zum Verlassen der ehelichen 
Gemeinschaft veranlaßt hat. In einem solchen Fall hätte 
das Vorliegen der Voraussetzungen des § 18 Abs. 4 FGB 
verneint und der Klägerin ein Unterhaltsanspruch zuge­
sprochen werden müssen. Derartige Feststellungen konnte 
das Bezirksgericht aber nicht treffen. Aus diesen Grün­
den war es nicht erforderlich, darüber Erörterungen an­
zustellen, ob sich auch der Verklagte ehewidrig verhalten 
hat.

Nur am Rande sei vermerkt, daß es auch bei einer sol­
chen Entscheidung auf die objektiven Kriterien ankommt; 
nur so kann ausgeschlossen werden, daß in irgendeiner 
Form eine „Schuldfeststellung“ wieder eingeführt wird.
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§§ 122 Abs. 1,129 ZGB; § 45 Abs. 3 ZPO.

1. Die Klage einer Wohnungsbaugenossenschaft auf Auf­
hebung eines Garagenmietverhältnisses wegen dringenden 
Eigenbedarfs im Interesse ihrer Mitglieder ist zulässig. 
Dabei sind an die Prüfung des Eigenbedarfs an Garagen 
nicht die gleichen strengen Anforderungen zu stellen, wie 
dies bei Wohnraum erforderlich ist.
2. Anträge von Genossenschaftsmitgliedern auf Nutzung 
genossenschaftlicher Räumlichkeiten (hier: Garagen) kön­
nen, wenn diese Räumlichkeiten von Nichtmitgliedern ge­

nutzt werden, dringenden Eigenbedarf der Genossenschaft 
begründen.
OG, Urteil vom 8. Januar 1980 — 2 OZK 40/79.

Der Verklagte war Mitglied der klagenden Baugenossen­
schaft. Er hat eine Wohnung und eine Garage genutzt. Im 
Jahre 1978 ist der Verklagte aus der Genossenschaft ausge­
schieden. Die Wohnung hat er getauscht, die von der Klä­
gerin errichtete Garage nutzt der Verklagte weiter.

Die Klägerin hat beantragt, den Verklagten unter Auf­
hebung des zwischen den Prozeßparteien abgeschlossenen 
Nutzungsvertrags über die Garage zur Räumung und Über­
gabe derselben an die Klägerin zu verurteilen.

Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen, weil sich 
weder aus dem Nutzungsvertrag über die Garage noch aus 
dem Statut der Klägerin ergäbe, daß die Beendigung des 
Genossenschafts Verhältnisses zur Aufhebung des Nutzungs­
vertrags über die Garage führe. Eigenbedarf zugunsten 
eines Dritten könne die Klägerin nur im Ausnahmefall 
geltend machen. Dieser läge nicht vor.

Die Berufung der Klägerin hat das Bezirksgericht als 
offensichtlich unbegründet abgewiesen. Gegen diesen Be­
schluß richtet sich der Kassationsantrag des Präsidenten 
des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.
Aus der Begründung:
Die Instanzgerichte haben zutreffend erkannt, daß die 
zwischen den Prozeßparteien abgeschlossenen Nutzungs­
verträge über die Wohnung und die Garage keine Einheit 
bilden und nicht miteinander verbunden sind, wenn auch 
zwischen den Verträgen insofern ein Zusammenhang ge­
geben ist, als Nutzungsverträge über Garagen in der Re­
gel von der Klägerin nur mit Mitgliedern der Genossen­
schaft abgeschlossen werden.

Es ist den Gerichten auch darin zu folgen, daß mit 
Ausscheiden des Verklagten aus der Mitgliedschaft bei 
der Klägerin keine automatische Beendigung des Nut­
zungsverhältnisses über die Garage eingetreten ist. Der 
gegenteilige Standpunkt der Klägerin läßt sich weder aus 
dem Statut noch aus dem Inhalt des Garagennutzungs­
vertrags herleiten. Es ist auch nicht festgestellt worden, 
daß über diese Frage Absprachen zwischen den Prozeßpar­
teien erfolgt wären. Zuzustimmen ist den Instanzgerichten 
weiterhin darin, daß, da der Verklagte nicht mehr Mit­
glied der Klägerin ist, sich die Rechte und Pflichten der 
Vertragspartner nunmehr nach den Bestimmungen über 
Mietrechtsverhältnisse regeln. Die Klägerin hat somit die 
Möglichkeit, die gerichtliche Aufhebung des Mietverhält­
nisses nach den mietrechtlichen Vorschriften zu verlangen.

Der Auffassung des Bezirksgerichts, die Klage auf Auf­
hebung des Garagenmietverhältnisses wegen dringenden 
Eigenbedarfs werde zugunsten Dritter erhoben und sei da­
her unzulässig, kann jedoch nicht gefolgt werden.

Die Klägerin repräsentiert ihre Mitglieder. Die Geltend­
machung von Eigenbedarf an genossenschaftlichen Räum­
lichkeiten im Interesse dieser Mitglieder ist deshalb kein 
Handeln für Dritte. Hiervon abgesehen läßt § 122 Abs. 1 
ZGB eine Eigenbedarfsklage auch dann zu, wenn der Ver­
mieter den Mietraum (hier die Garage) zur Erfüllung sei­
ner Verpflichtungen gegenüber anderen Mietern benötigt 
(vgl. OG, Urteile vom 22. Juni 1965 - 2 Zz 2/65 - [NJ 1966, 
Heft 3, S. 90] und vom 25. Juli 1978 - 2 OZK 22/78 -). Die 
Klage und die Berufung hätten daher nicht ohne Prüfung 
der Eigenbedarfsgründe abgewiesen werden dürfen.

Die erforderliche Sachprüfung wird daher nachzuholen 
sein. Bei der erneuten Entscheidung wird das Gericht 
außerdem zu beachten haben, daß bei der Prüfung des 
Eigenbedarfs an Garagen nicht die gleichen strengen An­
forderungen zu stellen sind, wie dies bei Wohnraum der 
Fall ist (vgl. OG, Urteile vom 14. Mai 1976 - 2 OZK 4/76 - 
[NJ 1976, Heft 14, S. 437 ff.] und vom 31. August 1976 
- 2 OZK 7/76 - [NJ 1976, Heft 23, S. 722]). Die teilweise 
seit 1957 bestehenden Anträge von Mitgliedern der Klä­
gerin auf Nutzung einer Garage können durchaus geeignet 
sein, dringenden Eigenbedarf zu begründen, sofern nicht 
wichtige Gründe des Verklagten entgegenstehen.


